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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschluß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Geflügelfieischhygienegesetzes 

— Drucksache 7/4413 — 

A. Problem 

Durch die Richtlinie des Rates vom 10. Juli 1975 zur Änderung 
der Richtlinie 71/118/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fra- 
gen beim Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch ist eine 
Anpassung der Vorschriften des Geflügelfleischhygienegeset- 
zes insbesondere aus den nachstehend genannten Gründen er- 
forderlich: 

— Das Inkrafttreten der Regelungen für den innerstaatlichen 
Handelsverkehr wird vom 1. März 1976 auf den 1. Januar 
1977 hinausgesdioben; 

— bereits bestehenden Geflügelschlachtereien und Geflügel- 
zerlegungsbetrieben wird eine übergangsfrist für Hygiene- 
maßnahmen eingeräumt; 

— der Bereich für allgemeine Ausnahmen von den hygieni- 
schen Maßnahmen im innerstaatlichen Handelsverkehr wird 
erweitert; 

— die auf Kühl- und Gefrierhäuser außerhalb von Schlacht- 
betrieben beschränkte Lagerungsmöglichkeit für frisches 
Geflügelfleisch wird auf alle Gefrier- und Kühleinrichtun- 
gen ausgedehnt; 

— die Zerlegung von frischem Geflügelfleisch wird nunmehr 
auch in besonderen Zerlegungsbetrieben zugelassen; 

— ein innergemeinschaftliches Verfahren zur Überprüfung der 
gleichmäßigen Anwendung der vorgeschriebenen hygie- 
nischen Maßnahmen in allen Mitgliedstaaten wird geschaf- 
fen. 


B. Lösung 

Durch Änderungen des Geflügelfleischhygienegesetzes wird er- 
reicht, daß den im Vollzug des Geflügelfleischhygienegesetzes 
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erkannten Schwierigkeiten der Geflügelwirtschaft nach Maß- 
gabe der Änderungsrichtlinie begegnet werden kann. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Bund wird durch dieses Gesetz mit Kosten nicht belastet. 
Die den Ländern und Gemeinden entstehenden geringen Kosten 
für die nunmehr auch erforderlich werdende Überwachung der 
wenigen Geflügelfleischzerlegungsbetriebe werden wie im 
Fleischbeschaurecht nach dem Kostendeckungsprinzip den Be- 
trieben angelastet. 

Andererseits werden die Geflügelschlachtereien, die Geflügel- 
fleischzerlegungsbetriebe und der Geflügelfleischhandel durch 
den Aufschub hygienischer Maßnahmen und durch die vorge- 
sehenen Ausnahmemöglichkeiten in Einzelfällen wirtschaftlich 
entlastet. 

Nennenswerte Auswirkungen des Gesetzes auf die Einzelpreise 
oder auf das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten. 
Weitergehende Ausführungen sind in der Vorbemerkung zur 
Begründung des Gesetzes enthalten. 
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A. Bericht der Abgeordneten Frau Lüdemann 


I. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde 
am 5. Dezember 1975 eingebracht und in der 208. 
Sitzung des Deutschen Bundestages am 10. Dezem- 
ber 1975 an den Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit federführend und an den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitbera- 
tend überwiesen. Der mitberatende Ausschuß beriet 
den Entwurf in seiner Sitzung am 14. Januar 1976. 
Er stimmte ihm mit der Maßgabe zu, daß in Num- 
mer 16 (§ 37 Abs. 2) nach den Worten „der Bundes- 
minister wird ermächtigt" eingefügt wird „im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten", und vertrat im übrigen 
die Auffassung, daß die Bundesregierung in Brüssel 
auf den Wegfall der Begrenzung der Ausnahme- 
regelung bis 1981 hin wirken und dies im Schrift- 
lichen Bericht zum Ausdruck gebracht werden solle. 
Der federführende Ausschuß befaßte sich abschlie- 
ßend in seiner Sitzung am 21. Januar 1976 mit dem 
Entwurf. 

II. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist eine Folge 
der Änderung der Richtlinie 71/118/EWG zur Re- 
gelung gesundheitlicher Fragen beim Handelsver- 
kehr mit frischem Geflügelfleisch durch die Richt- 
linie des Rates vom 10. Juli 1975. Die Änderungs- 
richtlinie bedingt u. a. eine Ausdehnung der Rege- 
lungen des Geflügelfleischhygienegesetzes auf selb- 
ständige Geflügelfleischzerlegungsbetriebe und eine 
Ausdehnung der Lagerungsmöglichkeiten für fri- 
sches Geflügelfleisch von Kühl- und Gefrierhäusern 
auf Kühl- und Gefriereinrichtungen. Um sicherzu- 
stellen, daß die Gemeinschaftsregelungen in den 
Mitgliedstaaten gleichmäßig angewendet werden, 
sieht die Richtlinie und damit auch der Entwurf Ge- 
meinschaftskontrollen der Schlacht- und Zerlegungs- 
betriebe vor — Artikel 1 Nr. 5 des Entwurfs — . 
Der Ausschuß folgte im übrigen dem Petitum des 
Bundesrates zu dieser Änderung, das eine Beglei- 
tung der tierärztlichen Sachverständigen der Mit- 
gliedstaaten und der Kommission durch einen amt- 
lichen Tierarzt beinhaltet. 

Von besonderer Bedeutung sind jedoch die Re- 
gelungen, die zum Teil erheblich längere über- 
gangsfristen vorsehen, um den betreffenen Wirt- 
schaftskreisen die Möglichkeit zu einer Anpassung 
an die Anforderungen der Richtlinie und damit des 
Geflügelfleischhygienegesetzes zu geben. So soll das 
Datum für das Inkrafttreten der Geflügelfleisch- 
hygieneregelungen für den innerstaatlichen Bereich 
auf den 1. Januar 1977 hinausgeschoben werden. 
Dies hat zur Folge, daß der vorliegende Gesetz- 
entwurf vor dem 1. März 1976 in Kraft treten muß, 


um das Inkrafttreten des geltenden Geflügelfleisch- 
hygienegesetzes vom 1. März 1976 für den inner- 
staatlichen Bereich bis zum 1. Januar 1977 aufzu- 
schieben. Für den innergemeinschaftlichen Handels- 
verkehr und für den Handelsverkehr mit Drittlän- 
dern und dem Gebiet der DDR sind die Geflügel- 
fleischhygienevorschriften bereits in Kraft getreten. 
Neben diesem generellen Auf schieben des Inkraft- 
tretens auf den 1. Januar 1977 sieht die Änderungs- 
richtlinie für bereits bestehende Geflügelschlach- 
tereien und Geflügelfleischzerlegungsbetriebe Aus- 
nahmemöglichkeiten 

— für die Anpassung innerbetrieblicher Hygiene- 
einrichtungen bis zum 15. August 1977 

— sowie für die Übernahme und Einführung der 
Geflügelfleischuntersuchung bis zum 15. August 
1979 vor. 

Daneben würde die Änderungsrichtlinie auch 
Ausnahmen von den Vorschriften über das Schlach- 
ten und Aus weiden bis zum 15. August 1981 zulas- 
sen. Zu Recht macht der vorliegende Gesetzentwurf 
von dieser letzten Ausnahmemöglichkeit jedoch kei- 
nen Gebrauch, da der Handel mit nicht ausgeweide- 
tem Geflügel in der Bundesrepublik Deutschland 
keine Bedeutung mehr hat. 

Im Hinblick auf die Gewährleistung der erforder- 
lichen Geflügelfleischhygiene und auf die Interes- 
sen des Verbraucherschutzes im allgemeinen be- 
dauert der Ausschuß das erneute Hinausschie- 
ben wesentlicher Regelungen des Geflügelfleisch- 
hygienegesetzes. Letztlich stimmte er jedoch den 
Änderungen deshalb zu, weil ein besseres Ergebnis 
mit Rücksicht insbesondere auf die neuen EG-Mit- 
gliedstaaten nicht zu erzielen war. Der Ausschuß 
ist jedoch der Meinung, daß nach Ablauf der ge- 
samten Übergangszeit die Vorschriften des Geset- 
zes im innerstaatlichen Handel konsequent durchge- 
führt werden sollen, wobei es insbesondere darauf 
ankommen wird, die erforderlichen Kontrollen in 
personeller und sachlicher Hinsicht sicherzustellen. 

Besonders bedauert der Ausschuß den erneuten 
Aufschub des Spinchiller Verbotes bis zum 1. Januar 
1978. Er legt Wert auf die Feststellung, daß von 
diesem Zeitpunkt an dieses aus Sicht des Verbrau- 
cherschutzes hygienisch äußerst bedenkliche Kühl- 
verfahren nicht mehr angewendet wird. 

Die Ausnahmemöglichkeiten für die Anpassung 
innerbetrieblicher Hygieneeinrichtungen sowie für 
die Geflügelfleischuntersuchung sollen der Deut- 
schen Geflügelwirtschaft aus Gründen der Wett- 
bewerbsgleichheit mit den anderen EG-Staaten nicht 
vorenthalten werden. Sie haben in Artikel 1 Nr. 17 
des Entwurfs — § 41 a Geflügelfleischhygienegesetz 

— ihren Niederschlag gefunden. 
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Dem Votum des Ausschusses für Jugend, Familie 
und Gesundheit und des auch damals mitberatenden 
Anschusses für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten folgend wurde im geltenden Geflügelfleisch- 
hygienegesetz eine Ausnahme für die Abgabe von 
frischem Geflügelfleisch in kleinen Mengen durch 
Geflügelhalter an Letztverbraucher auf nächstgele- 
genen Wochenmärkten zugelassen, soweit gesund- 
heitliche Bedenken nicht entgegenstehen — § 37 
Abs. 2 — . Eine solche Ausnahmeregelung ist nun- 
mehr auch in Artikel 3 Abs. 5 der Änderungsricht- 
linie enthalten. Die Richtlinie geht jedoch noch 
weiter und läßt als Ausnahme auch die Abgabe von 
frischem Geflügelfleisch durch Landwirte mit klei- 
nerer Geflügelzucht über ein einzelnes Einzelhan- 
delsgeschäft in der gleichen oder in einer benach- 
barten Gemeinde zu. Dieser weiteren Ausnahme 
wurde § 37 Abs. 2 des Geflügelfleischhygienegeset- 
zes durch Artikel 1 Nr. 16 des Entwurfs angepaßt. 
Bei dem im Rahmen dieser Ausnahmegenehmigung 
abgegebenen frischen Geflügelfleisch handelt es sich 
um nicht untersuchtes Fleisch. Der Ausschuß legt 
allergrößten Wert darauf, daß in der nach § 37 
Abs. 2 in der Fassung des Entwurfs zu erlassenden 
Verordnung die Menge so begrenzt wird, daß die 
Vorschriften des Geflügelfleischhygienegesetzes 
über diesen Weg nicht unterlaufen werden können. 
Er verweist dazu auf die Ausführungen im Aus- 
schußbericht zu dem Entwurf eines Geflügelfleisch- 
hygienegesetzes in Drucksache 7/392, Seite 3. Die 


dort zum Ausdruck gebrachte Auffassung wird vom 
Ausschuß nach wie vor aufrechterhalten. 

Da die nach § 37 Abs. 2 in der Fassung des Ent- 
wurfs zu erlassende Verordnung ausschließlich hy- 
gienische Aspekte hat, da eine solche Klausel in 
dem Gesetz auch an anderer Stelle nicht vorgesehen 
ist und der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten ausdrücklich darauf verzich- 
tet hat, hält der federführende Ausschuß das vom 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
geforderte Einvernehmen des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit mit dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
bei dem Erlaß der Rechtsverordnung nicht für er- 
forderlich. Andererseits ist die Ausnahmeregelung 
in Artikel 3 Abs. 5 der Änderungsrichtlinie bis zum 
15. August 1981 befristet. In Übereinstimmung mit 
dem mitberatenden Ausschuß hält der Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit eine solche zeit- 
liche Begrenzung weder für erforderlich noch für 
folgerichtig, wenn durch die Rechtsverordnung nach 
§ 37 Abs. 2 der Schutz des Verbrauchers in hygie- 
nischer Hinsicht gewährleistet wird. Die Bundes- 
regierung sollte deshalb in Brüssel auf den Wegfall 
der Begrenzung hinwirken. 

Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, daß der 
Ausschuß dem Votum des Bundesrates zu Artikel 4 
des Entwurfs, dem die Bundesregierung ebenfalls 
zugestimmt hat, gefolgt ist. 


Bonn, den 21. Januar 1976 


Frau Lüdemann 

Berichterstatterin 


4 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4624 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/4413 — in der aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 21. Januar 1976 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Prinz zu Sayn- Wittgenstein-Hohenstein Frau Lüdemann 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Geflügelfleischhygienegesetzes 
- Drucksache 7/4413 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Geflügelfleischhygienegesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Geflügelfleischhygienegesetz vom 12, Juli 
1973 (Bundesgesetzbl. I S. 776), zuletzt geändert 
durch das Tierkörperbeseitigungsgesetz vom 2. Sep- 
tember 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 2313), wird wie 
folgt geändert: 


1. In § 1 Abs. 2 werden nach dem Fundstellenhin- 
weis die Worte „ , zuletzt geändert durch die 
Richtlinie des Rates vom 10. Juli 1975 (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 192 
vom 24. Juli 1975 S. 6)," eingefügt. 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 7 erhält folgende Fassung: 

„7. Nebenprodukte der Schlachtung: 

Frisches Geflügelfleisch, soweit es nicht 
zum Tierkörper gehört, auch wenn eine 
natürliche Verbindung zu diesem be- 
steht; Beine und Köpfe gelten als Ne- 
benprodukte der Schlachtung, sofern sie 
vom Tierkörper abgetrennt sind." 

b) Nummer 12 erhält folgende Fassung: 

„12. Richtlinie: Die in § 1 Abs, 2 genannte 
Richtlinie." 

c) Folgende Nummer 25 wird angefügt: 

„25, Sendung: 

Fleischmenge, die von der gleichen Be- 
scheinigung erfaßt wird,“ 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Geflügelfleischhygienegesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Geflügelfleischhygienegesetz vom 12. Juli 
1973 (Bundesgesetzbl. I S. 776), zuletzt geändert 
durch das Tierkörperbeseitigungsgesetz vom 2. Sep- 
tember 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 2313), wird wie 
folgt geändert: 


1. unverändert 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


Buchstabe c entfällt 
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Entwurf 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Folgende Nummer 2 wird eingefügt: 

„2, im Falle einer Zerlegung vor der 
Abgabe an ein Einzelhandelsge- 
schäft in zugelassenen und über- 
wachten Zerlegungsbetrieben zer- 
legt,"; 

die bisherigen Nummern 2 und 3 wer- 
den Nummern 3 und 4. 

bb) In der neuen Nummer 3 werden die 
Worte „Schlachtbetrieben oder" durch 
die Worte „Schlacht- oder Zerlegungsbe- 
trieben oder in" und die Worte „Ge- 
frier- und Kühlhäusern" durch die 
Worte „Gefrier- oder Kühleinrichtun- 
gen" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden das Wort „Schlachtbe- 
triebe" durch die Worte „Schlacht- und Zer- 
legungsbetriebe" und die Worte „Gefrier- 
oder Kühlhäuser" durch die Worte „Gefrier- 
und Kühleinrichtungen" ersetzt. 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Zulassung von Schlachtbetrieben, Zerle- 
gungsbetrieben und außerhalb dieser gele- 
gener Gefrier- und Kühleinrichtungen". 

b) In Absatz 1 werden das Wort „Schlachtbe- 
triebe" durch die Worte „Schlacht- und Zer- 
legungsbetriebe" und die Worte „Gefrier- 
und Kühlhäuser" durch die Worte „Gefrier- 
und Kühleinrichtungen" ersetzt. 


5. In § 5 Abs. 2 Satz 1 werden eingangs nach dem 
Wort „Geflügelfleischkontrolleure" die Worte 
„sowie im Falle des Artikels 5 a der Richtlinie 
die tierärztlichen Sachverständigen der Mit- 
gliedstaaten und der Kommission" eingefügt. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
3. unverändert 


4. § 4 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die zuständige oberste Landesbe- 
hörde teilt dem Bundesminister die Zulas- 
sung sowie die Aufhebung der Zulassung 
von Sdilachtbetrieben und Zerlegungsbetrie- 
ben mit Der Bundesminister gibt die zuge- 
lassenen Betriebe im Bundesanzeiger be- 
kannt" 


5. § 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die amtlichen Tierärzte und die zu ihrer 
Unterstützung tätigen Geflügelfleischkontrol- 
leure sowie im Falle des Artikels 5 a der Richt- 
linie die tierärztlichen Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten und der Kommission in Beglei- 
tung des amtlichen Tierarztes sind befugt 
zum Zwecke der Überwachung 

1. Räume, in denen Geflügel gehalten oder auf- 
bewahrt wird oder in denen frisches Geflü- 
gelfleisch gewonnen, zerlegt, gelagert, ver- 
packt oder behandelt wird, sonstige Ge- 
schäftsräume sowie Transportmittel zu be- 
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Entwurf 


6. In § 6 wird nach Satz 1 folgender Satz einge- 
fügt: 

„Dabei ist insbesondere ein nach Artikel 5 
der Richtlinie erstattetes Gutachten oder ein 
nach Artikel 5 a der Richtlinie erstatteter Be- 
richt zu berücksichtigen. " 

7. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Schlacht- 
betriebes" durch die Worte „Schlacht- oder 
Zerlegungsbetriebes" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Schlacht- 
betrieben" durch die Worte „Schlacht- oder 
Zerlegungsbetrieben" ersetzt. 

8. In § 15 Abs. 3 Satz 1 wird jeweils das Wort 
„Schlachtbetrieb" durch die Worte „Schlacht- 
oder Zerlegungsbetrieb" ersetzt. 

9. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Schlacht- 
betriebe" durch die Worte „Schlacht- und 
Zerlegungsbetriebe" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Schlacht- 
betrieb" durch die Worte „Schlacht- oder 
Zerlegungsbetrieb" ersetzt. 

10. § 18 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. das Schl acht geflügel in Exportschlachtbe- 
trieben geschlachtet, das frische Geflügel- 
fleisch dort gewonnen, in solchen Betrie- 
ben oder in Exportzerlegungsbetrieben ge- 
lagert, verpackt oder behandelt sowie im 
Falle einer Zerlegung in Exportzerlegungs- 
betrieben zerlegt worden ist und diese Be- 
triebe sowie außerhalb dieser Betriebe ge- 
legene Gefrier- und Kühleinrichtungen, in 
denen frisches Geflügelfleisch gelagert wird, 
vom Bundesminister anerkannt und im Bun- 
desanzeiger bekanntgegeben worden sind,". 

11. § 19 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Anerkennung und Bekanntgabe der 
Exportschlacht- und Exportzerlegungsbetriebe, 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

treten und dort Besichtigungen vorzuneh- 
men, 

2. geschäftliche Unterlagen einzusehen, soweit 
dies zum Zwecke der Überwachung erfor- 
derlich ist, und 

3. Proben zu entnehmen. 

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird inso- 
weit eingeschränkt." 

6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 
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der außerhalb dieser Betriebe gelegenen Ge- 
frier- und Kühleinrichtungen nach § 18 Abs. 1 
Nr. 1 und der Exportverarbeitungsbetriebe nach 
§ 18 Abs. 2 Nr. 2 setzen voraus, daß die 
oberste Veterinärbehörde des Versandlandes 
die Betriebe zugelassen, ihre laufende Über- 
wachung zugesichert sowie ihnen eine Veteri- 
närkontrollnummer zum Export von frischem 
oder zubereitetem Geflügelfleisch in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes erteilt hat." 

12. In § 20 Satz 1 und § 23 Satz 1 werden jeweils 
die Worte „Schlacht- oder Verarbeitungsbetrie- 
ben" durch die Worte „Schlacht-, Zerlegungs- 
und Verarbeitungsbetrieben" und die Worte 
„Gefrier- und Kühlhäusern" durch die Worte 
„Gefrier- und Kühleinrichtungen" ersetzt. 

13. § 21 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. das Schlachtgeflügel in Schlachtbetrieben 
geschlachtet, das frische Geflügelfleisch dort 
gewonnen, in solchen Betrieben oder in 
Zerlegungsbetrieben gelagert, verpackt 
oder behandelt sowie im Falle einer Zer- 
legung in Zerlegungsbetrieben zerlegt wor- 
den ist und diese Betriebe sowie außerhalb 
dieser Betriebe gelegene Gefrier- und Kühl- 
einrichtungen, in denen frisches Geflügel- 
fleisch gelagert wird, vom Bundesminister 
anerkannt und im Bundesanzeiger bekannt- 
gegeben worden sind,". 

14. § 22 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Anerkennung und Bekanntgabe der 
Schlacht- und Zerlegungsbetriebe, der außerhalb 
dieser Betriebe gelegenen Gefrier- und Kühl- 
einrichtungen nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 und der 
Verarbeitungsbetriebe nach § 21 Abs. 2 Nr. 2 
setzen voraus, daß die oberste Veterinärbe- 
hörde der Deutschen Demokratischen Republik 
die Betriebe zugelassen, ihre laufende Über- 
wachung zugesichert sowie ihnen eine Veteri- 
närkontrollnummer zum Verbringen von fri- 
schem oder zubereitetem Geflügelfleisch in die 
Bundesrepublik Deutschland erteilt hat." 

15. § 32 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Inhaber von Schlachtbetrieben, Zer- 
legungsbetrieben, Gefrier- und Kühleinrichtun- 
gen sowie von Verarbeitungsbetrieben, die In- 
haber von Transportmitteln zur Beförderung 
von frischem oder zubereitetem Geflügelfleisch 
und von ihnen bestellte Vertreter sind ver- 
pflichtet, die in § 5 genannten Personen bei der 
Erfüllung ihrer Aufgabe zu unterstützen, ins- 
besondere ihnen auf Verlangen die Räume, Ein- 
richtungen und Geräte zu bezeichnen, Räume 
und Behältnisse zu öffnen und die Entnahme 
der Proben zu ermöglichen." 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. unverändert 


15. unverändert 
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16. § 37 Abs. 2 erhält folgende Fassung; 16. unverändert 

„(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates, soweit . gesundheitliche Bedenken 
nicht entgegenstehen, Ausnahmen von den Vor- 
schriften dieses Gesetzes mit Ausnahme des 
§ 13 Abs. 2 für frisches Geflügelfleisch zuzu- 
lassen, das von Landwirten mit kleinerer Ge- 
flügelzucht in geringer Menge 

1. auf nächstgelegenen Wochenmärkten un- 
mittelbar an Verbraucher zur Verwendung 
im eigenen Haushalt abgegeben oder 

2. an ein in derselben oder in einer benach- 
barten Gemeinde befindliches Einzelhandels- 
geschäft zur Abgabe an Verbraucher zur 
Verwendung im eigenen Haushalt geliefert 
wird." 


17. Im 10. Abschnitt wird vor § 42 folgender §41a 17. unverändert 

eingefügt: 

«§ 41a 

Befristete Ausnahmen für den innerstaatlichen 
Handelsverkehr 

(1) Die zuständige Behörde hat Schlacht- und 
Zerlegungsbetrieben, in denen bereits vor dem 
15. Februar 1975 frisches Geflügelfleisch ge- 
wonnen worden ist, vor dem 1. Januar 1977 auf 
Antrag für den innerstaatlichen Handelsver- 
kehr mit frischem Geflügelfleisch 

1. die Zulassung nach § 4 Abs. 1 für die Zeit- 
dauer bis zum 15. August 1977 auch dann zu 
erteilen, wenn die Voraussetzungen nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 2 nicht oder nicht vollständig 
erfüllt sind, 

2. zu gestatten, für die Zeitdauer bis zum 15. 

August 1979 frisches Geflügelfleisch ab- 
weichend von § 7 Abs. 1 und § 9 Abs. 3 auch 
ohne die vorgeschriebenen amtlichen Unter- 
suchungen und Schlachterlaubnis zu gewin- 
nen und in den Verkehr zu bringen. 

Der Antrag muß vor dem 1. November 1976 
gestellt werden. 

(2) Frisches Geflügelfleisch, das nach Ab- 
satz 1 gewonnen worden ist, darf nicht nach 
§ 11 Abs. 1 in Verbindung mit § 12 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 als tauglich gekennzeichnet 
werden. § 13 Abs. 1 findet keine Anwendung. 

Die Vorschriften über die Aufhebung der Zu- 
lassung (§ 6 Satz 1 und 2) gelten entsprechend. 

(3) Die zuständige oberste Landesbehörde 
teilt dem Bundesminister diejenigen Betriebe 
mit, denen eine Zulassung nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 oder eine Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 2 erteilt oder nach Absatz 2 Satz 3 ent- 
zogen worden ist. Dies gilt auch für nachträg- 
liche Veränderungen solcher Betriebsverhält- 
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nisse, die für die Erteilung der Zulassung oder 
Erlaubnis von Bedeutung waren." 


18. In § 45 Abs. 1 werden das Datum „l.März 1976" 18. unverändert 

durch das Datum „1. Januar 1977" ersetzt und 
folgender Satz angefügt: „Die Vorschriften des 
Gesetzes finden im innerstaatlichen Handels- 
verkehr keine Anwendung auf frisches Geflü- 
gelfleisch, das vor dem 1. Januar 1977 gewon- 
nen und in den Verkehr gebracht wird." 


Artikel 2 

In § 8 Abs. 1 der Geflügelfleischmindestanforde- 
rungen- Verordnung vom 24. Juli 1973 (Bundesge- 
setzbl. I S. 873) und in § 9 der Geflügelfleischunter- 
suchungs- Verordnung vom 24. Juli 1973 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 882), geändert durch das Tierkörper- 
beseitigungsgesetz, wird jeweils das Datum „l.März 
1976" durch das Datum „1. Januar 1977" ersetzt. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Ar t i k e 1 4 

Artikel 1 Nr. 1 bis 15 tritt am 1. Januar 1977 in 
Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

Artikel 1 Nr. 1 bis 3 Buchstabe a und Nr. 4 bis 15 
tritt am 1. Januar 1977 in Kraft. Im übrigen tritt 
dieses Gesetz am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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